
B e k a n n t m a c h u n g 
 
 
Vollzug der Wasser- und Abwasserabgabegesetze; 
Einleiten von Niederschlagswasser aus den Baugebieten „Humelberg, 
Weiherwies-Äcker II, Weiherwies-Äcker III (Teilgebiet)“ sowie dem Schulzentrum 
und dem geplanten Stadtpark in den Kleinlintacher Graben durch die Stadt 
Bogen, Landkreis Straubing-Bogen 
 
 
Mit Bescheid des Landratsamtes Straubing-Bogen vom 06.09.2010, Az.: 42-6411/2, zuletzt 
geändert mit Bescheid vom 10.09.2026, Az.: 21-6411/2, wurde der Stadt Bogen, Stadtplatz 56, 
94327 Bogen, bis auf Widerruf die gehobene Erlaubnis nach § 15 des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) zur Benutzung des Kleinlintacher Grabens durch Einleiten 
von Niederschlagswasser erteilt.  
 
Eine Ausfertigung des o. g. Bescheides vom 10.09.2026, Az.: 21-6411/2, mit 
Rechtsbehelfsbelehrung und den dazugehörigen Planunterlagen sind in der Zeit vom 
21.09.2026 bis einschließlich 12.10.2026 vollumfänglich in der Internetpräsenz des 
Landratsamtes Straubing-Bogen veröffentlicht (Art. 69 Abs. 2 Satz 3 BayWG i. V. m. Art. 74 
Abs. 4 Satz 2 BayVwVfG). 
 
Der Bescheid des Landratsamtes Straubing-Bogen vom 10.09.2026, Az.: 21-6411/2, wurde der 
Stadt Bogen als Vorhabensträgerin zugestellt. 
 
Mit dem Ende der o. g. Auslegungsfrist gilt der Erlaubnisbescheid auch gegenüber den 
Betroffenen, die keine Ausfertigung des Bescheides erhalten haben, als zugestellt (Art. 69 Abs. 
2 Satz 1 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) i. V. m. Art. 74 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG). 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage 
erhoben werden bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Regensburg, 
Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, Hausanschrift: Haidplatz 1, 
93047 Regensburg. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
 Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer 

für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

 Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

 Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.  

 
Straubing, den 10.09.2026 
Landratsamt Straubing 
 
Pfeffer 



 

 

Landratsamt Straubing-Bogen 

Leutnerstraße 15 · 94315 Straubing 

Tel. 09421/973-0 

landratsamt@landkreis-straubing-bogen.de 

www.landkreis-straubing-bogen.de 

Landratsamt Straubing-Bogen · Postfach 0463 · 94304 Straubing 

Sprechzeiten 
Montag bis Freitag: 7:45 – 11:30 Uhr 

Montag: 13:00 – 15:30 Uhr  

Dienstag: 13:00 – 15:30 Uhr, nur KFZ­Zulassung mit Termin 

Donnerstag: 13:00 – 16:30 Uhr 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vollzug der Wasser- und Abwasserabgabegesetze; 
Einleiten von Niederschlagswasser aus den Baugebieten „Humelberg, 
Weiherwies-Äcker II, Weiherwies-Äcker III (Teilgebiet)“ sowie dem Schulzentrum 
und dem geplanten Stadtpark in den Kleinlintacher Graben durch die Stadt 
Bogen, Landkreis Straubing-Bogen 
 
Das Landratsamt Straubing-Bogen erlässt folgenden  
 

Bescheid 
 
1. Der Bescheid des Landratsamtes Straubing-Bogen vom 06.09.2010, Az.: 42-6411/2, 

wird wie folgt geändert: 
 

1.1 Die Nr. 1.1.3 „Plan“ erhält folgende Fassung: 
 
Der Benutzung liegt der Plan des Ingenieurbüros Sehlhoff, 94315 Straubing, vom 
15.03.1993, ergänzt am 10.01.1994 und 10.05.2000, nach Maßgabe der vom 
Wasserwirtschaftsamt Deggendorf durch Roteintragung vorgenommenen Änderungen 
und Ergänzungen, sowie die Planunterlagen des Planungsbüros Garnhartner + 
Schober, 94469 Deggendorf, vom 11.12.2000, ergänzt am 23.02.2001, zugrunde. 
 
Die Planung des Ingenieurbüros Sehlhoff umfasst entsprechend dem 
Inhaltsverzeichnis insgesamt 9 Einzelpläne.  
 
Die Planunterlagen des Planungsbüros Gamhartner + Schober bestehen aus einer 
Landschaftsplanerischen Bewertung „Retentionsbecken Stadtpark“ und einem 
Lageplan M 1 : 500. 
 
Danach wird das über Regenwasserkanäle und offene Entwässerungsgräben 
gesammelte Niederschlagswasser im Bereich der Flur Nummer 660, Gemarkung und 
Stadt Bogen, in den Kleinlintacher Graben eingeleitet. 

  

Gegen Empfangsbekenntnis 
Stadt Bogen 
Herrn 1. Bürgermeister o. V. i. A.  
Stadtplatz 56 
94327 Bogen 

Straubing, 10.09.2026 

Wasserrecht 

AZ: 21-6411/2 

Ihre Ansprechpartnerin 

Carolin Pfeffer 

Zimmer B.240  

Tel. 09421/973-140 

Fax 09421/973-416 

pfeffer.carolin@landkreis-straubing-bogen.de 

Ausfertigung
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Der Benutzung liegen zudem die Tekturunterlagen der Christl Ingenieurgesellschaft 
mbH & Co. KG, Am Kunzenweiher 5, 94267 Prackenbach, vom 07.07.2023, nach 
Maßgabe der vom Wasserwirtschaftsamt Deggendorf durch Roteintragung 
vorgenommenen Änderungen und Ergänzungen, zugrunde. 
 
Die Planung vom 07.07.2023 umfasst entsprechend dem Inhaltsverzeichnis: 
 
 Erläuterung (Seite 1 bis 20), 
 Übersichtskarte        M 1 : 25.000, 
 Lageplan Einzugsgebiete      M 1 :   1.000, 
 Übersichtslageplan Kanalisation     M 1 :   1.000, 
 Lageplan 1 Kanalisation       M 1 :      250, 
 Lageplan 2 Kanalisation       M 1 :      250, 
 Lageplan 3 Becken 4A (IB Sehlhoff)     M 1 :      250, 
 Lageplan 4 Becken 4B (IB Sehlhoff)     M 1 :      250, 
 Schnitte Becken 4A (IB Sehlhoff)     M 1 :      100, 
 Schnitte Becken 4B (IB Sehlhoff)     M 1 :      100, 
 Schnitte Becken 4C       M 1 :      100, 
 Detail 1 Hydroslide (IB Sehlhoff)     M 1 :        25, 
 Detail 2 Teichmönch (IB Sehlhoff)     M 1 :        25, 
 Detail 3 Teichmönch RRB 4C      Schemaplan. 
 
Die Planunterlagen sind mit dem Prüfvermerk des Wasserwirtschaftsamtes 
Deggendorf vom 01.07.2010 und 20.07.2026 und dem Genehmigungsvermerk des 
Landratsamtes Straubing-Bogen vom 06.09.2010 und 10.09.2026 versehen. 
 
 

1.2 Die Nr. 1.3.1 „Umfang der erlaubten Benutzung für das Einleiten von 
Niederschlagswasser aus der Regenwasserkanalisation“ erhält folgende Fassung: 
 
Einleitung Nr. 1 – Einlauf E 5693          Maximalabfluss 1.029 l/s 
 
Bei der maximalen Einleitungsmenge von 1.029 l/s wurde für den Teilbereich aus dem 
Baugebiet „Weiherwies-Äcker III“ ein zulässiger Drosselabfluss von 25 l/s festgelegt. 
 
Das Regenwassersystem aus dem Baugebiet „Weiherwies-Äcker III“ besteht aus drei 
in Reihe geschaltete Regenrückhaltebecken mit entsprechenden 
Drosseleinrichtungen. Die Drosseleinrichtung des RRB 4A begrenzt die zulässige 
Einleitungsmenge aus dem Teileinzugsgebiet „Weiherwies-Äcker III“ in den 
Kleinlintacher Graben. 
 

Beckenbezeichnung Au Retentionsvolumen 
Zulässiger Drosselabfluss 

Qdr 

RRB 4C 0,721 ha 200 m³ 30 l/s*) 

RRB 4B 1,351 ha 250 m³ 30 l/s*) 

RRB 4A 2,612 ha 1.230 m³ 
25 l/s**) 

 Einleitung in den Kleinlintacher 
Graben über den Europapark 
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*) ungeregeltes Drosselorgan, der mittlere Drosselabfluss beträgt 15 l/s, Überlauf in 
nachfolgendes Rückhaltebecken 
**) geregeltes Drosselorgan 
 

1.3 Die Nr. 1.3.4.1 erhält folgende Fassung: 
 
Die Baumaßnahmen im Bereich der Kanalisation zur künftigen Sammlung und 
Ableitung des Niederschlagswassers im Trennverfahren sind plangemäß 
entsprechend den geprüften Antragsunterlagen durchzuführen. 
 
Insbesondere sind noch zu errichten: 
 
 Retentionsmulden I und II im Bereich des geplanten Europaparks (frühere 

Bezeichnung: Stadtpark) mit einem Speichervolumen von insgesamt 1.200 m³, 
 

 Absetzbecken für das Baugebiet „Weiherwies-Äcker II“ im Bereich des geplanten 
Europaparks (dieses Becken ist nach den Entwurfsunterlagen vom 15.03.1993, 
ergänzt am 10.01.1994, zu errichten und dem bestehenden Teich vorzuschalten) 
und 
 

 Errichtung des Europaparks, verbunden mit der Aktivierung und Schaffung eines 
Retentionsvolumens von rund 5.000 m³. 

 
1.4 Die Nr. 1.3.5.3 wird mit folgendem Inhalt eingefügt: 

 
Das Regenrückhaltebecken RRB 4C ist als eine der ersten Maßnahmen zu 
verwirklichen und während der Erschließungsarbeiten als Absetzbecken zu betreiben. 
 

1.5 Die Nr. 1.3.5.4 wird mit folgendem Inhalt eingefügt: 
 
Der Bereich des Einleitungsbauwerks ist, soweit noch nicht geschehen, naturnah und 
fischfreundlich zu gestalten. Wenn aus wasserwirtschaftlicher Sicht eine Sohl- 
und/oder Ufersicherung erforderlich wird, ist diese in ingenieurbiologischer Bauweise 
zu verwirklichen. Eine Pflasterung des Gewässerbettes bzw. der Ufer ist nicht zulässig. 
 

1.6 Im Übrigen bleibt der o. g. Bescheid unverändert. 
 

2. Kosten 
 

2.1 Die Unternehmensträgerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 
 

2.2 Für diesen Bescheid wird eine Gebühr in Höhe von 206,25 Euro festgesetzt. 
 
Die Auslagen betragen 595,00 Euro. 
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Gründe 

I.  

Mit Bescheid des Landratsamtes Straubing-Bogen vom 06.09.2010, Az.: 42-6411/2, wurde der 
Stadt Bogen, Stadtplatz 56, 94327 Bogen, bis auf Widerruf die gehobene Erlaubnis nach § 15 
WHG zur Benutzung des Kleinlintacher Grabens (Gewässer 3. Ordnung) durch Einleiten von 
Niederschlagswasser erteilt. Die erlaubte Gewässerbenutzung dient der Beseitigung des 
gesammelten Niederschlagswassers aus den Baugebieten „Humelberg, Weiherwies-Äcker II, 
Weiherwies-Äcker III (Teilgebiet)“ sowie dem Schulzentrum und dem geplanten Stadtpark in 
den Kleinlintacher Graben. 
 
Die Sammlung und Ableitung des Abwassers erfolgt im Trennverfahren. Das anfallende 
Schmutzwasser wird in der Kläranlage Bogen behandelt. 
 
Das Vorhaben wurde mit Bescheid vom 06.09.2010, Az.: 42-6411/2, genehmigt. Als Auflage 
wurde unter Nr. 1.3.4.1 die Errichtung von Regenrückhaltebecken im Bereich des geplanten 
Baugebietes „Weiherwies-Äcker III“ mit einem maximalen Drosselabfluss von Qdr = 25 l/s und 
dessen Ableitung über den Europapark in den Kleinlintacher Graben gefordert. 
 
Mit vorliegender Tektur vom 07.07.2023 wurden die entsprechenden Antragsunterlagen 
eingereicht. 
 
Das Vorhaben wurde öffentlich bekannt gemacht. Seitens der gehörten Fachstellen bestehen 
keine Einwendungen, wenn die unterbreiteten Inhalts- und Nebenbestimmungen Beachtung 
finden. Einwendungen Privater wurden nicht vorgebracht. 
 
Der physische Erörterungstermin wurde aus Gründen der Verwaltungseffizienz durch eine 
Online-Konsultation ersetzt. Diese wurde rechtzeitig vorher öffentlich bekannt gemacht und fand 
im Zeitraum vom 24.08.2026 bis 07.09.2026 statt. 
 

II.  

Das Landratsamt Straubing-Bogen ist zur Entscheidung über den Antrag der 
Unternehmensträgerin sachlich und örtlich zuständig (Art. 63 Abs. 1 Bayer. Wassergesetz -
BayWG-, Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz -BayVwVfG-). 
 
1. Die beantragte Einleitung von Niederschlagswasser aus den Baugebieten „Humelberg, 

Weiherwies-Äcker II und Weiherwies-Äcker III (Teilgebiet)“ sowie dem Schulzentrum 
und dem geplanten Stadtpark in den Kleinlintacher Graben bedarf als 
Gewässerbenutzung im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4 des Wasserhaushaltsgesetzes -
WHG- der behördlichen Erlaubnis (§ 8 Abs. 1 i. V. m. § 10 WHG).  
 
Die Voraussetzungen des § 25 WHG i. V. m. Art. 18 BayWG (Gemeingebrauch) liegen 
nicht vor. 
 

2. Der Unternehmensträgerin konnte eine gehobene wasserrechtliche Erlaubnis (§ 15 
WHG) erteilt werden, weil die Einwirkungen auf die Gewässer durch die 
Niederschlagswassereinleitung bei Einhaltung der festgesetzten Inhalts- und 
Nebenbestimmungen (§ 13 WHG) so begrenzt werden können, dass keine schädlichen 
Gewässerveränderungen zu erwarten sind (§ 12 Abs. 1 Nr. 1 WHG). 
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Die allgemeinen Sorgfaltspflichten und die Grundsätze der Gewässerbewirtschaftung 
(§§ 5 und 6 WHG) werden beachtet. 
 
Die Bewirtschaftungsziele für oberirdische Gewässer gemäß § 27 WHG sind durch die 
beantragte Einleitung nicht beeinträchtigt. Die beantragte Einleitung steht dem Ziel des 
guten ökologischen Zustands und des guten chemischen Zustands nicht entgegen. 
Eine Verschlechterung des ökologischen oder chemischen Zustands des 
Oberflächengewässerkörpers 1_F366 ist durch die Einleitung nicht zu erwarten. 
Aufgrund der untergeordneten Auswirkung der Einleitung auf den 
Oberflächenwasserkörper ist eine Beeinträchtigung der Bewirtschaftungsziele nach § 
27 WHG nicht zu erwarten. 
 
Niederschlagswasser soll ortsnah versickert werden oder direkt über eine Kanalisation 
ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem 
weder wasserrechtliche, noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften, noch wasser-
wirtschaftliche Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 WHG). 
 
Die Versiegelung von Flächen infolge einer Bebauung stellt einen Eingriff in den 
natürlichen Wasserhaushalt dar. Verdunstung und Grundwasserneubildung werden 
reduziert, der Oberflächenabfluss erhöht. Beide Entwicklungen widersprechen den 
wasserwirtschaftlichen Zielvorstellungen und den wasserrechtlichen Anforderungen. 
 
Der natürliche Wasserhaushalt sollte möglichst erhalten bleiben. Hierzu sind die 
Siedlungsflächen vorzugsweise durchlässig zu gestalten. Gesammeltes 
Niederschlagswasser sollte in den meisten Fällen erst nach Rückhaltung und 
Versickerung – vorzugsweise flächenhaft über bewachsenen Oberboden – im 
Trennsystem abgeleitet werden. Die Einleitung von gesammeltem 
Niederschlagswasser in ein Oberflächengewässer und das Grundwasser muss mit den 
Anforderungen an die Gewässereigenschaft vereinbar sein und erfordert eine 
Überprüfung hinsichtlich der qualitativen und quantitativen Beschaffenheit des 
einzuleitenden Niederschlagswassers und der Aufnahmefähigkeit des Gewässers bzw. 
des Untergrundes. 
 
Gemäß § 57 WHG darf eine Erlaubnis für das Einleiten von Abwasser in ein Gewässer 
nur erteilt werden, wenn die Menge und Schädlichkeit des Abwassers so gering 
gehalten wird, wie dies bei der Einhaltung der jeweils in Betracht kommenden Verfahren 
nach dem Stand der Technik möglich ist. Die Einleitung muss zudem mit den 
Anforderungen an die Gewässereigenschaften und sonstigen rechtlichen 
Anforderungen vereinbar sein und es müssen Abwasseranlagen oder sonstige 
Einrichtungen errichtet und betrieben werden, die erforderlich sind, um die Einhaltung 
aller vorgenannten Anforderungen sicherzustellen. 
 
Die Abwasseranlagen dürfen gemäß § 60 Abs. 1 WHG nur nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik errichtet, betrieben und unterhalten werden.  
 
Durch die Einleitung darf der bisherige Zustand nicht nachteilig verändert werden. Der 
Vorfluter muss hinsichtlich Qualität und Quantität des gesammelten 
Niederschlagswassers in der Lage sein, die Einleitung dauerhaft aufnehmen zu können.  
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Maßstab für die qualitative Bewertung ist die seit Dezember 2020 vorliegende DWA-
Arbeitsblattreihe DWA-A 102, für die Bewertung der regelmäßigen Einleitmengen 
(Drosselabfluss) das DWA-Merkblatt M 153. Zur Bemessung der jeweils benötigten 
Retentionsvolumina wird das DWA-Arbeitsblatt A117 herangezogen.  
 
Menge und Schädlichkeit des Abwassers werden dem Stand der Technik gemäß § 57 
WHG entsprechend gering gehalten. Die Einleitung ist mit den Anforderungen an die 
Gewässereigenschaften vereinbar.  
 
Die Anforderungen an Errichtung, Betrieb und Unterhaltung der Abwasseranlage 
gemäß den allgemein anerkannten Regeln der Technik werden eingehalten (§ 60 Abs. 
1 WHG). Die Prüfung ergab keine Notwendigkeit von Änderungen oder Ergänzungen 
bei der Bemessung und Konstruktion der Abwasseranlage. Mit den gewählten 
verfahrenstechnischen Ansätzen für die Behandlung des Niederschlagswassers 
besteht Einverständnis. 
 
Anfallendes Niederschlagswasser aus dem Baugebiet „Weiherwies-Äcker III“ wird über 
drei in Reihe geschaltete Regenrückhaltebecken (RRB 4A, RRB 4B und RRB 4C) in 
den Europapark Richtung Kleinlintacher Graben abgeleitet (Vorfluter). 
 
Das Regenrückhaltebecken (RRB 4A und RRB 4B) des ersten Bauabschnittes wurden 
bereits errichtet. Das Regenrückhaltebecken RRB 4C im Bereich des 3. Bauabschnittes 
soll nun folgen. 
 
Die einzelnen Einzugsgebiete wurden auf den tatsächlichen Bestand vor Ort aktualisiert 
und eine Berechnung mittels KOSIM (Kontinuierliches Langzeit-Simulationsmodell) 
durchgeführt. Die Überrechnung hat ergeben, dass der Drosselabfluss aus dem Becken 
RRB 4B entsprechend anzupassen ist (mittlerer Drosselabfluss bisher 7 l/s, zukünftig 
15 l/s). 
 
Bei der Überrechnung der einzelnen Becken wurden nicht die Drosselabflüsse aus den 
vorgelagerten Becken angesetzt, sondern für jedes Becken das komplette oberhalb 
liegende Einzugsgebiet ohne Berücksichtigung der jeweils oberhalb liegenden Becken 
betrachtet. Dies stellt eine Annahme auf der sicheren Seite dar. 
 

Bezeichnung 
Unbefestigtes 
Einzugsgebiet 

Au 

Rückhaltevolumen 
VRRB 

Bemessungsabfluss Qdr 
 Becken in Reihe geschaltet 

RRB 4C 
(Bauabschnitt III) 

0,721 ha 
134 m³ (benötigt) 
200 m³ (geplant) 

30 l/s (geplant) 

(QDr,mittel = 15 l/s) 

RRB 4B 
(Bauabschnitt I) 

1,351 ha* 
192 m³ (benötigt) 

250 m³ (vorhanden) 
30 l/s (geplant) 

(QDr,mittel = 15 l/s) 

RRB 4A 
(Bauabschnitt I) 

2,612 ha** 
337 m³ (benötigt) 

1.230 m³ (vorhanden) 

25 l/s 
(vorhanden), geregeltes 

Drosselorgan 

 zulässige Einleitungsmenge 

*) inkl. Au von RRB 4C 

**) inkl. Au von RRB 4C und 4B 
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Das Rückhaltebecken RRB 4A ist laut Bemessung auf Regenereignisse für weit mehr 
als 100-jährliche Regenereignisse bemessen. Die Notentlastung bei Überlauf des 
Drosselbauwerks erfolgt über eine Leitung DN 200, welche an den Ablaufkanal des 
Drosselbauwerks angeschlossen ist. Die abzuführende Wassermenge wird über den 
bestehenden Regenwasserkanal über den Europapark zum Kleinlintacher Graben 
(Vorfluter) abgeleitet. Bei noch stärkeren Regenereignissen und damit breitflächiger 
Ableitung über das Becken soll das Niederschlagswasser schadlos entlang der 
Hochbordsteine der Straße Richtung Europapark abgeleitet werden. 
 
Die Notentlastungen aus den vorgeschalteten Becken erfolgen über Verrohrungen im 
Ablauf der Drosselbauwerke sowie Notüberlaufrinnen (oberflächliche Mulden) zu den 
nachgeschalteten Becken. 
 
Die Flächen des Betrachtungsgebietes werden nach DWA-A 102 
(Flächenkategorisierung und Behandlungserfordernis) der Belastungskategorie I 
zugeordnet und bedürfen keiner Regenwasserbehandlung. 
 
Die Prüfung ergab darüber hinaus keinen Anhalt für die Notwendigkeit von Änderungen 
oder Ergänzungen bei der Bemessung und Konstruktion der Regenwasserableitung. 
Mit den gewählten technischen Grundsätzen für die Sammlung und Ableitung des 
Niederschlagswassers besteht Einverständnis. 
 
Eine Beeinträchtigung des Wohles der Allgemeinheit ist bei planmäßiger Errichtung und 
ordnungsgemäßem Betrieb nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik und 
unter Berücksichtigung der festgesetzten Inhalts- und Nebenbestimmungen nicht zu 
erwarten. Durch die Abwassereinleitung sind im Hinblick auf die Nutzungserfordernisse 
keine erheblichen nachteiligen Veränderungen der Beschaffenheit des benutzten 
Gewässers zu erwarten. Gegen die beantragte Einleitung von Regenwasser bestehen 
keine Bedenken. 

 
Pflichtgemäßes Ermessen wurde ausgeübt. 
 

3. Zu den Inhalts- und Nebenbestimmungen: 
 
Die in den Bescheid aufgenommenen Inhalts- und Nebenbestimmungen haben zum 
Ziel, nachteilige Wirkungen für die Ordnung des Wasserhaushalts zu vermeiden und 
darüber hinaus die technisch einwandfreie Gestaltung der der Gewässerbenutzung 
dienenden Anlagen sicherzustellen. 
 
Die Inhalts- und Nebenbestimmungen für den Betrieb sind erforderlich, um eine 
ordnungsgemäße Niederschlagswasserbeseitigung sicherzustellen. Mit ihnen werden 
notwendige Anforderungen für die Überwachung, die regelmäßige Wartung sowie 
Maßnahmen für Bedingungen, die von den normalen Betriebsbedingungen abweichen, 
festgelegt. 
 
Um die Menge und Schädlichkeit des eingeleiteten Niederschlagswassers zu 
begrenzen und um einen sicheren und dauerhaften Betrieb der Abwasseranlagen 
entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik sicherzustellen, wurden 
in den Inhalts- und Nebenbestimmungen Anforderungen an die zulässige hydraulische 
und qualitative Gewässerbelastung aufgenommen. 
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4. Zur Kostenentscheidung: 
 
Die Kostenentscheidung stützt sich auf Art. 1, 2, 5, 6, 10, 11 und 15 des Kostengesetzes 
(KG) i. V. m. Tarifnummer 8.IV.0/1.1.4.5 und Nr. 2 des Kostenverzeichnisses zum KG.  
 
Auslagen für das Gutachten des Wasserwirtschaftsamtes Deggendorf werden aufgrund 
Art. 10 Abs. 1 Nr. 1 KG erhoben. 
 
 
 

H i n w e i s e: 
 
1. Für die erlaubte Gewässerbenutzung sind die einschlägigen Vorschriften des 

Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) und des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) mit 
den dazu ergangenen Verordnungen maßgebend. Die hiernach bestehenden Rechte, 
Verpflichtungen und Vorbehalte sind in den Inhalts- und Nebenbestimmungen dieses 
Bescheides grundsätzlich nicht enthalten. 

 
2. Die Antragsunterlagen wurden im Hinblick auf die wasserrechtlichen Anforderungen 

geprüft. Diese Prüfung stellt keine bautechnische Entwurfsprüfung dar. 
 
3. Die beantragte Planung ist wasserrechtlich genehmigungsfähig. Möglicherweise werden 

durch die vorgesehene Einleitung jedoch Belange Dritter beeinträchtigt (z. B. 
Vernässungen). Es wird empfohlen die Planung dahingehend zu prüfen.  
 

4. Die Belange des Arbeitsschutzes und die Standsicherheit wurden durch das 
Wasserwirtschaftsamt Deggendorf nicht geprüft. Es wird empfohlen, für Anlagen und 
Einrichtungen, die nicht nach der Bayerischen Bauordnung genehmigungspflichtig sind, 
die Standsicherheitsnachweise durch ein Prüfamt für Baustatik oder einen anerkannten 
Prüfingenieur für Baustatik prüfen zu lassen. 

 
5. Die Prüfung erstreckt sich nicht auf privatrechtliche Belange. Es wird empfohlen, für alle 

auf Privatgrundstücken verlegten Leitungen und Kanäle, für Zufahrten und Zugänge 
Grunddienstbarkeiten eintragen zu lassen.  

 
6. Es wird empfohlen, das Betriebspersonal an der von der Deutschen Vereinigung für 

Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall – DWA Landesgruppe Bayern – eingerichteten 
Klärwärterfortbildung in den Kanal- und Kläranlagen-Nachbarschaften teilnehmen zu 
lassen. 
 

7. Auf Art. 8 Abs. 1 und 2 des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes wird hingewiesen. 
 

8. Rechen- und Sandfanggut, Fette sowie weitere entstehende Abfälle sind auf der 
Grundlage des Kreislaufwirtschaftsgesetzes ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen. 
Sie sind soweit technisch möglich und wirtschaftlich zumutbar, stofflich oder energetisch 
zu verwerten (Hinweis: Rechengut sollte vorrangig einer thermischen Behandlung 
zugeführt werden).  
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9. Bei den im Rahmen des Vorhabens geplanten Regenrückhaltebecken handelt es sich um 
Abgrabungen im Sinne des Bayerischen Abgrabungsgesetzes (BayAbgrG). 
 
Die Becken erfüllen keine der in Art. 6 BayAbgrG definierten Voraussetzungen für die 
Genehmigungsfreiheit. Das Becken 4A beinhaltet Abgrabungen mit einer Fläche von über 
500 m² (Art. 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BayAbgrG). Die Becken 4B und 4C beinhalten 
Abgrabungen von über 2 m Tiefe (Art. 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BayAbgrG). 
 
Die Becken liegen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Weiherwiesäcker III. 
Grundsätzlich weichen die Becken von den Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht 
ab. So enthält dieser Regelungen zum Standort der Becken, nicht aber zu deren Größe 
im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BayAbgrG, weshalb die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes nicht zum Entfall des Erfordernisses einer abgrabungsrechtlichen 
Genehmigung führen. 
 
Den Aufzeichnungen der Bauverwaltung des Landratsamtes Straubing-Bogen zufolge 
sind keine entsprechenden Genehmigungen für die Becken zu verzeichnen. 
 
Es sind deshalb hierfür Anträge auf Abgrabungsgenehmigung zu stellen, die auch die 
Drosselbauwerke beinhalten. Die abschließende baurechtliche Prüfung bleibt dem 
abgrabungsrechtlichen Verfahren vorbehalten. 
 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage 
erhoben werden bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Regensburg, 
Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, Hausanschrift: Haidplatz 1, 
93047 Regensburg. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
 Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer 

für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

 Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

 Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.  

 
 
 
S e i s s l e r  
Oberregierungsrat 
 
Anlagen 
1 geprüfte Antragsfertigung i. R. 
1 Formblatt „Empfangsbekenntnis“ g. R. 
1 Kostenrechnung




























































































































































































































